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die Geibietsrefonn greift , . .

ach der Rechtsverordnung der Staatsregierung zur Gemeindegebietsreform
rden von den heute insgesamt 291 Gemeinden in der Planungsregicn nur

och 187 selbständige Gemeinden bestehen bleiben. Für neugebildete Ge-
luden müssen in den meisten Fällen neue Flächennutzungspläne aufgestellt

^eräen - denn es dürfte nur sehr selten zutreffen, daß die jeweils zusam-
geführten Gsmetnden über den gleichen Planungsstand verfügen. Selbst

wird jedoch eine neue Orfcsplanung erforderlich - denn die Summe der
auf Einzelgenelnden bezogenen Pläne kann nicht ohne weiteres ein gülti-
ges Konzept für die neue Gcoßgemeinde abgeben. Weil die neuen Gemeinden
rasch über einen redrtsgültigen Flädhennutzungsplan verfügen nüssen, enp-
fiehlt es sich - vor allem unter Berücksichtigung eines langen Verfahrens-
ablaufs - nöglichst bald nat den Vorarbeiten zu beginnen. Zunächst könnte

r Plan noch den Charakter eines "gemeinsamen Fiächennutzungsplans" haben,
Le ihn das Bundesbaugesetz für benachbarte Ganeinden vorsieht. Das be-

deutet, daß der Aufstellungsbeschluß von den derzeit bestehenden Komnunen
zu fassen ist. Bestandsauf nähme und Abstiirmung mit den Trägem öffentlicher
Belange könnten somit schon vor Wirksanwerden der Gebietsreform durchge-
führt werden.

Isarauen

Das Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung und ümweltfragen hat
den Planungsverband^beauftragfc, ein Entwicklungsprogramn für die Isarauen
zwischen München und Freising auszuarbeiten. Das Programm soll Leitgedanken
für die künffcige Gestaltung dar Isarauen entwickeln. Dabei wird es in er-
sber Linie darauf ankcannen, die Landschaft in ihrem derzeitigen Charakter
zu erhalten und sie allenfalls behutsam zugänglich zu machen. Mit den Vorh-
tellun9en trägt das Programm insbesondere den Zielen der Landschaftsschutz-
roränung Rechnung, die der Bezirkstag Oberbayem erlassen hat; äort heißt

"MLt der Inschutznahms soll das typische Landschaftsbild sowie die Tier-»
t

.und Pflanzenwelt erhalten werden. Sie sichert damit gleichzeitig ein notwen-
diges Naherholungsgebiet im Raum München." Das Programm soll ferner aufbauen
auf vorliegenden ttitersuchungen, z. B. der Staatsforstverwaltung und der
Wasserwirtschaftsbehörden und vor allem auch auf Vorstellungen der Gebiets-
körperschaften. Der Verein zur Sicherstellung überörtlicher Erholungsgebiete
in den Landkreisen um München e.v. wird in diesem und tm nächsten Jahr die
rägerschaft für Maßnahnen in Höhe von. 1 Million GM übemehmsn.
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Verkehrsuntersuchung für den  nchener Süden und Westen

e t z s t a t t T r a s s e

I^.e im Auftrag des Regionalen Planungsverbands (RPV) durchgeführte Ver
kehrsuntersudiung für den  nchener Süden und Westen wird nach Behand
lung in der Planungskcmmission des Planimgsverbandes am 22. 1. 1976 der-
zeit durch die Gremien der unmittelbar betroffenen Gebiefcskörperschaffcen
und durch Eachbehörden begutachteb.
Entsprechend der Vorgabe des Auftrags wurde die Untersuchung mit dem

iel durchgsführfc, neben den Belangen des Verkehrs gleichwertig die Be-
lange des 1'fohnens, des Arbeitens, des Erholens sowie des Landschafts-
Schutzes und der ökologie zu berücksichtigen. Dies hat folgerichtig zu
einem Vorschlag geführt, der aufgrund der vorgensmmenen Abwägung einen
Kompram-ß zwischen den berechtigfcen Ansprüchen dieser Belange dar-
teilt.

esentliches Ergebnis der Untersuchung für den Fernverkehr ist, daß in-
folge der heute absehbaren Entwicklung eine Schließung des Autobahn-
rings tm  ichener Süden und Westen nicht gerechtfertigt ist. Im In-
eresse der angeführten Belange sollten bestehende Verkehrsplanungen

Lngehend überarbeitet werden, daß auf den Bau eines Autobahnrlnges
München auch langfristig verzichtet werden kann, zugunsten einer'».

l^tobahnumfahrung der Lahdeshauptstadt im Norden und Osten tm Zuge der
lAutobahn Augsburg-Minchen-Salzburg.
Pur den Regicnalverkehr schlägt die Untersuchung vor, daß infolge der
Sute absehbaren Entwicklung^im wesentliäen nur Ergänzungen des be-

Stehenden Straßennetzes vorgenoranen werden sollen. Lösungsvoirschläge
ierzu wuräen mit dem Ziel erarbeitet, Individualverkehrsströme auf

solche Teile des vorgeschlagenen Straßennetzes zu verlagern, die einer-
seits von. den entlang der Straßen bestehenden Nutzungen und anderer-
seits von ihrer Kapazität her dafür geeignet sind. Diese Vorstellun-
gen führten im Wssten zum Vorschlag, das bestehende Straßennetz durch
eine stadtnahe Westtangente zu ergänzen und im Süden zum Vsrsd-ilag,
das bestehende Straßermetz durch kleinere Ergänzungen derart abzu-
ändern, daß Verkehrsverlagenmgen insbesondere mit dem Ergebnis der

.kehrsberuhigung von Wohribereichen erwartet werden können.
Wie erwähnt, wurde in der Uhtersuchung ein Straßennetz vorgeschlagen,
d. h. dem Vericehr werden alternative Möglichkeiten angeboten. Nicht

rgeschlagen wurde ein "heimlicher Autobahnring" , also ei.ne Trasse
für eine Verbindung der Autobahn Stuttgart mit der Autobahn Salzburg
"über viele Ecken". (Die grafischen Darstellungen der Tagespresse,
[die zum Thema erschienen sind, verkennen insoweit die Aussagen der
Untersuchung.) Diese Untersuchung bringt einen "Lösungs-uorschlag 199o":
Berücksichtigt man aus heutiger Sicht die zeitlichen Verwirklichungs
Chancen der Westtangente (Dringlichkeitsstufe 1 bi), die Belange von

chaffcsschutz und ökologie, da^ Verkehrsaufkomnen, die Anstren-
gungen für eine weiträumige Unfahrung des Raumes München - so ergibt
ich, daß die bestehenden Verkehrsbeziehungen weder einen Autobahn-
Lngschluß noch eine autobahnmäßige Verbindung zwischen den Autobahnen

Garmisch und Stuttgart rechtfertigen. Notwendig erscheinen hingegen
innerhalb des genannten Zeitraums bis 199o Straßennetzergänzungen als
tVerbesserungsmaßnahnen.

lchtig ist dabei, daß dieses Nefcz Straßen aller Klassifizierungen
Lt einbezieht, unabhängig von den verschiedenen Baulastträgerschaffcen.
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Le Arbeit der Geschäffcs stelle des Planungsveibands will als D i s -
kussionsgrundlage verstanden werden. Sie bringt Vor-
schlage. Natürlich wurden dabei teilweise bestehende Vorstellungen
gbemamen, teilweise mußten bestehende Erstellungen in Frage gestellt

en. Es ist selbstverständlich, äaß ein kanplet.ter Konsens nicht er-
Lchbar ist, daß das vorgeschlagene Netz Änderungen erfahren muß. In

fielen Fällen werden erst detaillierte Untersuchungen Voraussetzungen
. .

eine Abänderung schaffen können. Die Diskussion ist in vollem Gange.
ie Bedeutung der -vorgelegten Arbeit sollte aber nicht zuletzt auch an
.hrem Zustandekanren gemessen werden. Hier haben die Gebietskörperschaf-

beschlossen, eine Grundlage zu schaffen, um gemeinsam Fragen in
einer Zusammenschau beurteilen zu können. Daß diese Fragen oft von er-
heblidher Brisanz sind, hat die bisherige Diskussion gezeigt. Daß der
terband sich dieser Diskussion stellt, spricht für das Planungsbewußt-

Ln der kcrmunalen Seite.

.dschaftsplan " neues ^meindllches Planungsinstrument

Das typische Bild einer Gemeinde und damit deren Eigenart ist in be-
derem Maße von der Charakteristik der Landschaft geprägt. Eine ent-

cheidende Verbesserung der Flächemutzungsplanung kann nur durch das
neue gemeindliche Planungsinstrument eines Landschaftsplans erreicht

rden.

an solcher Landschaftspian nach Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG gibfc der Ge-
Lnde die Möglichkeit ihr Hoheitsgebiet besser zu nutzen, besser zu
stalten und vor allem besser zu schützen. Gegenüber der bisherigen
ächemutzungsplanung, deren Schwerpunkt oft nur auf den bebauten oder

zu .bebauenden Gemeindeteilen lag, können nun die Ziele der Landschaft,
anäwirfcschaftlichen Nutzung und die Abwehr störender Einrichtungen
nicht zuletzt auch Einrichtungen überörtlicher Art) besser verwirk-
Lcht werden.

dschaftspläne können von Bayerischen Staat bis zu 5o %, in Ausnahne-
Ulen bis zu 60 % bezuschußt werden. (Amtsblatt des Bayerischen Staats-

mtnisteriums jEür Landesenüwicklimg und Uhweltfragen vom 22.12.1975).
Grundlage der RLdrblinien ist Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG in Verbindung
mit § 1 Abs. 5 BBauG. Danach stellen die Gemeinden in Ausübung itoer
Planungshoheit Lanäschaftspläne auf und machen sie zur Grundlage ihrer
Bauleitpläne, insbesondere ihrer Flächennutzungspläne. Dementsprechend

treckt sich ein Lands chaftsplan - ebenso wie der Flächennutzungs-
plan - in der Regel über das gesamte Gemsindegebiet.

Beteiiigungsverfahren nach § 2 Abs. 5 BBauG haben die Träger öf-
entlidher Belange in letzter Zeit zunehnend die Aufstellung von Land-

schaftsplänen gefordert. Denn eine äachgerechte Beurteilung des Bau-
eitplans hinsichtlich Berücksichtigung der Belange des Naturschufczes

und der Landschaftspflege ist - so der Richtlinientexfc - "in der Regel
nur möglich, wsnn als Grundlage der Bauleitplanung ein Landschaftsplan
^gearbeitet" wird.

Entwurf des Lanäschaftsplans soll unter Beteiligung der öffentlichen
Planungsträger ausgearbeitet werden. Die Abstiirmung mit den Trägem öf-
entlicher Belange geschieht ,nach Einarbeitung des Landschaftsplans in

Entwurf des Flädhennutzungsplans (§ 2 Abs. 5 BBauG).
kcmmunaler Sicht kann das Instrument Landschaftsplan, das in eigener

tVerantwsrfcung der Gemeinde zu handhaisen ist, als Stärkung der Flächen-
nutzungsplanung und damit der gemeindlichen Planungshoheit insgesamt ge-

rtet werden.



Probleme durch Verbrauchemärkte

Erfahrungen aus dem Mitgliederbereich
yerbrauchennärkte breiten sich urner weiter aus. Die hieraus entstehen-
den Problgns werden inzwischen zunehmend auch in der Öffentlichkeit
diskutiert. Die Kritik an diesen neuen Einzelhandels formen zielt vor
^allem auf folgende Punkte .

.

ö sie liegen oft an zufälligen Standorten (Zersiedlung)
o sie er2eugen ein hohes Verkehrsaufkarmsn (Unweltschutz)
o sie benachteiligen Bevölkerungsgruppen ohne Auto (Versorgungsmängel)
^ sie mindern die menschlichen Kontakte tm Nachbarschaftsbereich (Vsr-

ödung)
^ sie stören bestehende örtliche Strukturen und verhindern deren Wei-

terentwicklung (Auszehrung des Bestands)
sie sind genau 9enanmen gar nicht so preiswert für den Steuerzahler
- wenn man alle Kosten berücksichtigt.

Die Gesdiäftsstelle äes Planungsverbands Äußerer Wirtschaftsraum München
beobachtet diese Entwicklung mit Sorge. Es ist bekannt, daß solche Pro-
jekte oft zunächst mit vielversprechenden Angeboten an die Gemeinden

rangetragen werden. Dabei wsrden häufig pauschal eine bessere Versor-
^ung, bessere Steuereij-mahxnen und eine "iroderne Enfcwicklung" ins Feld
geführt. Gemeindeverwaltungen und Gemeinderäte sind oft rüd-i unsicher
in der Beurteilung, insbesondere weil die Nachteile zunächst nicht er-
kenribar sind und wsil die Bevölkerung häufig Unverständnis für die be-
gründete Zixcückhaltung ihrer Kcemiunalpolitiker zeigfc. Hinzu kannfc, daß
standortsuchende Unternehmen einfach "eine Gemeinde weiter wandern",
wesrm sie dort leichter ans Ziel kanmsn.

In Bayern haben zur Beurteilung von Einzeü-sandelsgroßprojekten in der
Landesplanung und der Bauleitplanung die beiden Staatsministerien für
Landesentwicklung und ühweltfragen und für Wirtschaft und Verkehr in
einer gemeinsamen Bekanntmachung wm 5. Sepfc, 1975 (veröffentlicht u. a.
im Amfcsblatt des BStMLU van 16.9.1975, Nr.1o) das Problem aufgegriffen.
Danach _ist dann ein Raumordnungsverfahren durchzuführen, wenn" 1o ooo <yn
Verkauf sf lache überschritten werden. Liegfc die Verkauf sf lache darunter,
**

äußert sich die Wirtschaftsäbteilung der Regierung gegenüber der Landes-
plarungsbehörde sofern das VoAaben außerhalb von Kemgebieten von
Oberzentren errichtet wird und auf eine vorwiegend überörtliche Ver-
sorgungsfunktion ausgerichtet ist. Die Höhere Landesplanungsbehörde bei
der Regierung entscheidet dann, ob auch hier ein Rairordnungsverfahren
erforderlich ist. _Projekte unter 1 ooo cyn Vbrkaufsflädie gelten übrigens
nicht als Großprojekt!
Es liegt auf der Hand, daß künftige erhaben oft dadurch Zugang zu den Ge-
msinden suchen, daß zunächst kleinere Verkauf sf lachen genannt werden, zu
einan späteren Zeitpunkt dann eine "betriebliche Erweiterung" angestrebt
wird. Die Aufsummi^rung von Einheiten mit jeweils "999 qm" Verkauf s fläche
führt selbstverständlich zu den gleichen Problemen wie ein einziges Groß-
rojekt.

s bedarf gai^z sicher weiterer Maßnahmen, um dieser Entwicklung wirkungs-
yoll entgegenzutreten. Die Geschäftsstelle möchte hierzu üiren'Beitrag
leisten und sammelt daher zunächst Infonnaticnen, die einer sachlichen
useinandersetzung dienen können.

Diejenigen Verbandsmitglieder, die zu diesem Thema bereits mit eigenen
fahrungen beitragen können oder vor diesbezüglichen Entschsidungen steh-

CTI, werden gebeten, sich mit der Gesdiäftsstelle in Verbindung zu'setzen.

5. 3. 1976
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